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Ergebnisse einer Stadteumfrage aufgrund der Resolution des Rates zum Bildungspaket der
Bundesregierung

Der Rat der Stadt hat in seiner 25. Sitzung am 26.05.2011 unter TOP 1.2 eine Resolution zum Bil-
dungspaket der Bundesregierung mit folgendem Wortlaut gefasst:

.Der Rat der Stadt KdIn fordert die Bundesregierung auf, das Bildungs- und Teilhabepaket so auszu-
gestalten, dass birokratische Hemmnisse abgebaut und notwendige Antragsverfahren vereinfacht
werden.

Darlber hinaus fordert der Kélner Rat eine ,Harmonisierung” des Paketes mit den bereits bestehen-
den Unterstitzungsangeboten des Kdln-Passes.

Das von der Bundesregierung in der Offentlichkeit hoch gepriesene Teilhabepaket ist mit vielen Hiir-
den behatftet, in den Ausfiihrungsbestimmungen hochkomplex und in seiner Antragstellung fur die
anspruchsberechtigten Blrgerinnen und Blrger unattraktiv. Von den ca. 56.000 Anspruchsberechtig-
ten haben Mitte Mai weniger als 15 % einen Antrag auf Unterstiitzung gestellt.

Wie in anderen Stadten auch existiert in KoIn bereits seit vielen Jahren ein bewahrtes und erfolgrei-
ches Unterstitzungssystem: der Kdln-Pass. Menschen, die Grundsicherung beziehen, und dariiber
hinaus alle, die mit ihrem Einkommen nur 30 % darlber liegen oder Grof3familien erhalten eine Viel-
zahl sozialer Leistungen: einen geringeren Preis fur das Schulmittagessen, ermaiigte Eintritte zu
kulturellen und Bildungseinrichtungen, der KVB, dem Zoo, den Schwimmbadern, der Musikschule
oder den Buhnen der Stadt KdIn sowie Beitragsfreiheit fir Sportvereine — ,Kids in die Clubs*.

Der Koln-Pass enthélt im Vergleich mit dem Bildungspaket viele inhaltsgleiche Angebote (verglnstig-
tes Mittagessen fur Kinder in Kitas und Schulen, Sportangebote u.a.m.). Weitere Angebote des neuen
Bildungs- und Teilhabepaketes wie etwa die Lernférderung leiden an einem héchst formalisierten
Verfahren und belasten die Schulen mit zusatzlichem Verwaltungsaufwand.

Erste Erfahrungsergebnisse mussen dazu beitragen, dass die Umsetzung des Paketes in den Kom-
munen zukinftig optimiert und reibungsloser gestaltet werden kann. Dabei muss der Investition in
bereits vorhandene Strukturen an Schulen und Kindertagesstatten der Vorzug gegeben werden. Das
Bildungspaket muss endlich da ankommen, wo es dringend bendtigt und wirkungsvoll eingesetzt
wird.”
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Die Verwaltung hat diese Resolution an Frau Bundesministerin von der Leyen am 14.07.2011 weiter-
geleitet und parallel dazu eine Stadteumfrage gestartet, zu der entsprechende Antworten aus Ham-
burg, Berlin, Leipzig, Bonn und Frankfurt eingetroffen sind. Die Ministerin ihrerseits hat mit Schreiben
vom 31.08.2011 auf die Resolution reagiert, woraufhin die Verwaltung erneut am 08.11.2011 unter
Beifligung der Ergebnisse der Stadteumfrage geantwortet hat.
Parallel dazu wurden alle Bundestagsabgeordneten in den Schriftverkehr eingebunden und abschlie-
Rend Herr Landesminister Schneider als auch der Deutsche Stadtetag in Kenntnis gesetzt und um
Unterstiitzung gebeten. Das Ergebnis der Stadteumfrage sowie die Korrespondenz mit Frau Ministe-
rin von der Leyen sind der Mitteilung als Anlage beigefiigt.

Zwischenzeitlich hat die Bundesregierung auf diverse Anregungen aus den Stadten reagiert und an-
l&sslich ihres letzten Runden Tisches zum Bildungspaket am 02.11.11 Verfahrensanderungen zur
Vereinfachung des Antragverfahrens zugelassen. Die Umsetzung dieser Moglichkeiten wird jedoch im
Detail noch der Prifung durch die Verwaltung unterzogen, in deren Anschluss die Ausschisse Uber
das Ergebnis in Kenntnis gesetzt werden.

gez. Dr. Klein



	Ergebnisse einer Städteumfrage aufgrund der Resolution des Rates zum Bildungspaket der Bundesregierung

